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1. Rundfunkrat bestätigt Intendant Tom 

Buhrow mit großer Mehrheit im Amt 

 

Der WDR-Rundfunkrat hat Tom Buhrow als Inten-

danten des Westdeutschen Rundfunks bis 2025 

wiedergewählt. Für Buhrow stimmten in der März-

Sitzung 50 der 55 anwesenden Mitglieder. „Das 

deutliche Wahlergebnis belegt großes Vertrauen in 

den Intendanten – verbunden mit hohen Erwartun-

gen an die Weiterentwicklung des WDR“, sagte der 

Rundfunkratsvorsitzende, Andreas Meyer-Lauber. 

Die Pressemitteilung findet sich hier. 

 

2. Vorsitzender berichtet über medienpolitische 

Entwicklungen und den 21. KEF-Bericht 

 

Eine wichtige Aufgabe des Intendanten sei, die 

Leistungen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

für den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stär-

ken und positiv zu kommunizieren, so Meyer-Lau-

ber. In diesem Lichte informierte er auch über den 

positiven Ausgang der Schweizer Volksabstim-

mung am 4. März. Die Abschaffung der solidari-

schen Rundfunkfinanzierung mittels einer Gebühr 

hatte die Bevölkerung mit 71,6 Prozent klar abge-

lehnt. „Beispielhaft war die Mobilisierung der Unter-

stützer des öffentlich-rechtlichen Rundfunks“, er-

klärte der Vorsitzende. Deren Engagement und 

kreative Kampagnen haben maßgeblich zum 

Scheitern der Initiative beigetragen. Eine solch 

starke Wahrnehmbarkeit der Fürsprecher müsse 

auch in Deutschland angestrebt werden, betonte 

Meyer-Lauber.  

 

Darüber hinaus berichtete er von der Konferenz al-

ler ARD-Gremienvorsitzenden am 14. März in 

München. Ein zentrales Thema waren die jüngsten 

Feststellungen der KEF, die für die ARD bis 2020 

einen hohen Überschuss berechnet und verstärkte 

Sparanstrengungen gefordert hatte. Dabei sei 

deutlich geworden, dass der WDR-Rundfunkrat die 

teils kritischen Einschätzungen der Kommission 

zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkan-

stalten (KEF) als Anregungen für seine Aufsichts-

funktion wahrnehme. Die Einsparungen des WDR 

beim Personal seien jedoch nicht beliebig fortzu-

setzen, ohne die Qualität des Programms infrage 

zu stellen. In seiner Stellungnahme vom 30. Juni 

2017 hatte der WDR-Rundfunkrat z.B. mehr Ko-

operationen im Programmbereich gefordert und 

die kritische Kompetenz der KEF gewürdigt. 

 

3. Programmausschuss untersucht  

Nachrichtensendungen des WDR 

 

Für eine Analyse der Nachrichtensendungen hat 

der Rundfunkrat in der März-Sitzung eine Arbeits-

gruppe des Programmausschusses eingesetzt. Sie 

soll sich dem Markenkern des WDR-Programms – 

der Information – widmen. Ziel der Arbeitsgruppe 

ist, den WDR darin zu unterstützen, seine täglichen 

Informations- und Nachrichtensendungen zu über-

https://www1.wdr.de/unternehmen/rundfunkrat/pressemitteilung-120.html
https://kef-online.de/de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilungen/news/detail/News/kef-errechnet-bis-2020-ueberschuss-von-5445-mio/
https://www1.wdr.de/stellungnahme-auftrag-struktur100.pdf
https://www1.wdr.de/stellungnahme-auftrag-struktur100.pdf
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prüfen und gegebenenfalls zu optimieren. Die Mit-

glieder werden stichprobenhaft die Sendungen 

‚Aktuelle Stunde‘ und ‚WDR aktuell‘ im Fernseh- 

sowie Hörfunkprogramm prüfen. Bis zum Sommer 

sollen sie eine Positionierung erarbeiten und dem 

Rundfunkrat die Ergebnisse der Programmbe-

obachtung vorstellen.  

 

Infolge seiner letzten Analyse hatte der Pro-

grammausschuss im November 2017 in seiner 

Stellungnahme inhaltliche Verbesserungen an den 

Talk-Formaten des WDR angemahnt. 

 

4. Programmbeschwerde über angebliche 

Eigenwerbung abgelehnt 

 

Nach der Ablehnung durch den für das Programm 

verantwortlichen Intendanten hat auch der Rund-

funkrat als Berufungsinstanz einstimmig eine Pro-

grammbeschwerde zurückgewiesen. Darin wird 

dem WDR Eigenwerbung durch die regelmäßige 

Nennung des Sendernamens von WDR 2 sowie 

von Slogans wie „Wir sind der Westen“ vorgewor-

fen. Da diese Hinweise laut Beschwerdeführer bis 

zu 30-mal pro Stunde gesendet würden, summiere 

sich die Eigenwerbung auf 20 Minuten pro Tag. Zur 

Identifizierung des Senders genüge die Anzeige 

am Radiogerät, so der Kritiker. 

Nach erneuter Prüfung der Sachlage schloss sich 

der Rundfunkrat – auf Empfehlung seines Pro-

grammausschusses – der Einschätzung des Inten-

danten an. Dieser hatte in seinem Schreiben an 

den Kritiker u.a. erläutert, dass gemäß Rundfunk-

staatsvertrag (§ 16 Abs. 4) Hinweise auf eigene 

Programme und Sendungen nicht als Werbung 

gelten. Der Rundfunkrat regte jedoch einen noch 

sensibleren Umgang mit Hinweisen in eigener Sa-

che und Nennungen des Sendernamens an. 

 

5. Rundfunkrat regt Vereinfachung der 

Wahl des Verwaltungsrats an  

 

In der März-Sitzung hat der Rundfunkrat Anregun-

gen beschlossen, die er zur nächsten Neufassung 

des WDR-Gesetzes einbringen möchte. Konkret 

geht es um eine Vereinfachung des Verfahrens, 

wonach der Rundfunkrat im kommenden Jahr sie-

ben Mitglieder des künftigen WDR-Verwaltungs-

rats ausschreibt und wählt. Nach den aktuellen 

Vorgaben (§ 20 WDR-Gesetz) müssen diese Ver-

waltungsrät/innen jeweils unterschiedliche, detail-

liert vorgegebene Kriterien erfüllen. Durch die 

strikte Zuteilung von akademischen Abschlüssen 

und Berufserfahrungen schränkt das Gesetz den 

infrage kommenden Personenkreis stark ein.  

Deshalb plädiert der Rundfunkrat als Herr dieses 

Verfahrens für eine offenere Gestaltung. So soll 

gesetzlich eine Gesamtqualifikation des Gremiums 

definiert werden, welche sich aus unterschiedli-

chen Fachbereichen speist und durch alle Verwal-

tungsratsmitglieder gemeinsam abgedeckt wird. 

Außerdem sollen die Bewerber/innen über Erfah-

rung in Führungs- und Kontrollfunktionen sowie 

Kenntnisse der Strukturen und Aufgaben öffent-

lich-rechtlicher Anstalten verfügen, um eine effek-

tive Aufsicht über den Sender zu gewährleisten. 

 

Die NRW-Landesregierung aus CDU und FDP hat 

sich in ihrem Koalitionsvertrag (S. 94) darauf ver-

ständigt, die komplexen Besetzungsregeln zu ent-

bürokratisieren. 

 

6. Weitere Staffeln von ‚PussyTerror TV‘ 

und Vorabend-Quiz genehmigt 

 

Der Rundfunkrat hat neuen Folgen der Comedy-

Sendung ‚Pussy Terror TV‘ mit Carolin Kebekus 

zugestimmt. Außerdem genehmigte er die Produk-

tion einer weiteren Staffel der erfolgreichen ARD-

Vorabend-Quizshow ‚Wer weiß denn sowas?‘.  

Gemäß WDR-Gesetz muss der Intendant die Ein-

willigung des Rundfunkrats einholen, sobald ein 

Programmvorhaben den WDR oder seine Werbe-

tochter mehr als zwei Millionen Euro kostet. Zur 

Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnis-

sen fand diese Beratung nicht-öffentlich statt 

 

7. Ausblick 

 

Der WDR-Rundfunkrat tagt öffentlich, Zuhörer/in-

nen sind herzlich willkommen. Die nächste Sit-

zung findet am 8. Mai statt, die folgenden Termine 

sind am 8. Juni, 9./10. Juli und 30. August. 

Tagesordnungen, Protokolle sowie Informationen 

über Mitglieder, Schwerpunkte und Arbeitsergeb-

nisse finden sich auf der Internetseite des WDR-

Rundfunkrats. An- und Abmeldungen zum 

Newsletter bitte an rundfunkrat@wdr.de. 

https://www1.wdr.de/unternehmen/rundfunkrat/stellungnahme-talksendungen-100.pdf
https://www1.wdr.de/unternehmen/der-wdr/profil/wdr-gesetz-102.pdf
https://www.cdu-nrw.de/sites/default/files/media/docs/nrwkoalition_koalitionsvertrag_fuer_nordrhein-westfalen_2017_-_2022.pdf
https://www.wdr-rundfunkrat.de/
https://www.wdr-rundfunkrat.de/
mailto:rundfunkrat@wdr.de

